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denersatzansprüche wegen Gesundheitsschädigung (grund­
sätzlich ausgenommen sind vorsätzlich herbeigeführte Ver­
sicherungsfälle) von der Staatlichen, Versicherung reguliert. 
Das geschieht nahezu ausnahmslos durch außergerichtliche 
Einigung ‘mit dem Geschädigten. Auch nach §6 Abs. 1 
Buchst, d der АО über eine erweiterte materielle Unterstüt­
zung für Bürger bei Gesundheitsschäden infolge тефгіпі- 
scher 'Maßnahmen vom 28. Januar 1987 (GBl. I Nr. 4 S. 34) 
und § 11 Abs. 3 der 2. DB zum Gesetz zur Verhütung und Be­
kämpfung übertragbarer. Krankheiten beim Menschen — 
Schutzimpfungen und andere Schutzanwendungen — vom
20. Januar 1983 (GBl. I Nr. 4 S. 33) werden analog der Rege­
lung des § 338 Abs. 3 ZGB Ansprüche auf einen Ausgleichs­
betrag bei Gesundheitsschäden zuerkannt..

Rechtscharakter des Ausgleichsbetrags
Wir sind stets davon ausgegangen, daß es sich beim Aus­
gleichsbetrag um einen Schadenersatzanspruch handelt. Das 
ergibt sich aus seiner systematischen Einordnung in die ZGB- 
Bestirhmungen (Kapitel Wiedergutmachung von Schäden nach 
§ 336 Abs. 1 als Folgen von Gesundheitsschäden), aus seiner 
Regelung im Zusammenhang mit den verschiedenen zu er­
setzenden Schäden und Nachteilen (§ 338: Ersatzpflicht bei 
Gesundheitsschäden) sowie aus seiner Funktion, einen Nach­
teil, einen Schaden auszugleichen. Ein wichtiger Aspekt ist 
schließlich auch, daß sich der Haftpflichtversicherungsschutz 
nur auf Schadenersatzansprüche erstreckt, nicht aber dane­
ben noch auf andere Ansprüche-, und daß der Ausgleichsbe­
trag jedenfalls vom Versicherungsschutz erfaßt werden soll.2 3

Wir teilen die Auffassung, daß es sich bei der Beschrän­
kung in der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben und der 
Beeinträchtigung des Wohlbefindens, um' einen immateriel­
len Schaden handelt. Aber zur Überwindung, zur Kompen­
sation dieser Beeinträchtigungen sind — davon geht die Kon­
zeption des § 338 Abs. 3 ZGB u. E. aus — besondere oder zu­
sätzliche materielle Aufwendungen erforderlich, damit sich 
der Geschädigte „nach seinen Bedürfnissen und seiner Wahl 
einen adäquaten Ausgleich an Lebensinhalt“4 schaffen kann. 
Letztlich geht es also doch um den Ersatz materieller Auf­
wendungen, die allerdings in keiner Weise zu begründen und 
nachzuweisen sind.

Methodik der Staatlichen Versicherung 
zur Ermittlung des Ausgleichsbetrags

Da für den Ausgleichsanspruch ein Gesundheitsschaden Vor­
aussetzung ist/ holt die Staatliche Versicherung in jedem Fall 
ein ärztliches Gutachten ein, das über Art und Schwere des 
Gesundheitsschadens, Dauer der Arbeitsunfähigkeit und der 
stationären Behandlung, durchgeführte medizinische Ein­
griffe und andere Heilbehandlungen, verbleibenden dauern­
den Körperschaden und dauernde Beeinträchtigungen Auf- 
Schluß gibt. Im Gutachten werden in der Regel auch die Be­
schwerden, Behinderungen, Schmerzen und sonstigen Beein­
trächtigungen angegeben, wie sie der Geschädigte subjektiv 
empfindet.

Bei schweren Verletzungen mit der Folge eines erhebli­
chen dauernden Körperschadens reicht ein Gutachten auf 
Vordruck nicht aus, um die Beeinträchtigungen in der Teil­
nahme am gesellschaftlichen'Leben und des Wohlbefindens 
umfassend einzuschätzen. Daher sollen in diesen Fällen ein 
ausführliches Gutachten in freier Form angefordert und dem 
Gutachter konkrete Fragen gestellt werden, die sich auf das 
Maß der Beschränkung in der Teilnahme am gesellschaftli­
chen Leben beziehen, wie z. B. auf Art und Umfang der noch 
möglichen Teilnahme am Arbeitsprozeß, auf die mögliche 
Durchführung oder Fortführung von Ausbildungs- und Qua­
lifizierungsmaßnahmen, die Ausübung gesellschaftlicher 
Funktionen, die aktive sportliche und kulturelle Betätigung 
und darauf, welche Behinderung ggf. hierbei und bei der 
Gestaltung des Familienlebens und der Freizeit im übrigen 
bestehen. Diese Fragen sollen so konkret wie möglich auf die 
Persönlichkeit des Geschädigten und seine Teilnahme am ge­
sellschaftlichen Leben vor dem Schadenereignis zugeschnitten 
sein.

Bei der Bemessung der Ausgleichsbeträge und den hierbei 
zu beachtenden Kriterien hat sich die Staatliche Versiche­
rung stets an den grundsätzlichen Hinweisen des Obersten 
Gerichts5 6 und der Rechtsprechung orientiert und war ständig 
um eine einheitliche Rechtsanwendung bemüht. Wir haben 
alle uns zugänglichen gerichtlichen Entscheidungen zu Aus­
gleichszahlungen nach § 338 Abs. 3 ZGB ausgewertet und zur 
Grundlage einer Arbeitsrichtlinie vom 1. Dezember 1985 ge­
nommen, die aus allgemeinen Hinweisen zur Gewährung 
-und Bemessung des Ausgleichsbetrags sowie einer Beispiel­
sammlung von vielen gerichtlichen Entscheidungen besteht.

Die allgemeinen Hinweise der Arbeitsrichtlinie geben den 
Mitarbeitern der Staatlichen Versicherung Anleitung zur An­
spruchsberechtigung, zu den Anspruchsvoraussetzungen, zur 
Berücksichtigung der Mitverantwortlichkeit des Geschädigten, 
zur Abgrenzung des Ausgleichsbetrags von Schadenersatzan­
sprüchen für erhöhte Aufwendungen, zu den Bemessungs­
grundsätzen und den zu berücksichtigenden Faktoren bei der 
Behinderung in der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben 
und der- Beeinträchtigung des Wohlbefindens5, zur Anforde­
rung ärztlicher Gutachten als Grundlage für die Bestimmung 
der Höhe des Ausgleichsbetrags sowie zur Bemessung des 
Ausgleichsbetrags in besonderen Fällen (z. B. bei Kindern, 
bei unfallunabhängigen gesundheitlichen Vorschädigungen, 
bei Geistesschwäche als Gesundheitsschaden und bei vermin­
derter Lebenserwartung auf Grund der Gesundheitsschädi­
gung sowie im Fall von Gesundheitsschäden im Zusammen­
hang mit medizinischen Betreuungsverhältnissen).

Die Beispielsammlung der Arbeitsrichtlinie ist gegliedert 
nach Art und Umfang der Gesundheitsschäden. Im einzelnen 
Fallbeispielsindangegeben:
— Alter und Geschlecht des Verletzten,
— Art und Schwere des Gesundheitsschadens,
— Dauer der Arbeitsunfähigkeit und der stationären Be­

handlung,
— Grad des dauernden Körperschadens,
— Beschreibung von Art und Umfang der Beschränkungen 

in der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben,
— Beschreibung von Art und Umfang der Beeinträchtigung 

des Wohlbefindens,
— Höhe des gerichtlich zuerkannten Ausgleichsbetrags und
— Quelle (Angabe der gerichtlichen Entscheidung).

Die uns bekannt gewordenen gerichtlichen Entscheidun­
gen7 reichten jedoch für die Orientierung nicht aus. Deshalb 
ist die Sammlung durch weitere Beispiele ergänzt worden, 
die zu einem großen Teil auf außergerichtlichen Einigungen 
basieren. Diese Beispielsammlung kann jederzeit durch neue 
Entscheidungen ergänzt und aktualisiert werden.

Klar ist, daß die Fallbeispiele lediglich eine Entschei­
dungshilfe sein können. Sie betreffen stets konkrete Fälle, 
d. h. einen Geschädigten eines bestimmten Alters und Ge­
schlechts, mit ganz bestimmten Verietzungsfolgen und zu ver­
allgemeinernden und individuellen Auswirkungen auf die 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben und das Wohlbefin­
den. Der Mitarbeiter der Staatlichen Versicherung hat also 
festzustellen, welche Faktoren des von ihm zu entscheiden­
den Falles mit den Faktoren imv Fallbeispiel annähernd 
übereinstimmen und welche Abweichungen es gjbt, die einen 
niedrigeren oder höheren als den im Fallbeispiel zugespro­
chenen Ausgleichsbetrag erfordern.

Die Staatliche Versicherung hat mit dieser Methode der 
Ermittlung des Ausgleichsbetrags bisher gute Erfahrungen 
gemacht, was sich darin zeigt, daß die geschädigten Bürger 
zumeist einvernehmliche Regulierungen akzeptieren und nur 
in sehr wenigen Fällen gerichtliche Entscheidungen erforder­
lich waren.

Zu den Bemessungskriterien
Mit dem Ziel, einheitliche objektive Kriterien für die Be­
messung des Ausgleichsbetrags zu finden, stimmen wir völ­
lig überein. Zu den in der bisherigen Diskussion vorgeschla-
2 Vgl. § 1 der AB Kraftfahr-Haftpflicht-Versicherung vom 12. Ja­

nuar 1971 (GBl. II Nr. 14 S. 93) und § 8 der AB Erweiterte Haus- 
haltversicherung vom 1. September 1986 (GBl. I Nr. 28 S. 396).

3 Zu dem gleichen Ergebnis käme man allerdings auch, wenn man 
wie Posch Fritsche/Wedekind (in NJ 1987, Heft 3, S. 112) davon 
ausgeht, daß der Ausgleichsanspruch zwar kein Schadenersatz­
anspruch ist, aber normativ wie ein Schadenersatzanspruch 
zu behandeln ist.

4 ZGB-Kommentar, 2. Aufl., Berlin 1985, Anm. 3.1. zu § 338 (S. 393).
5 Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts zur Rechtspre­

chung bei der Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen vom 
14. September 1978 (GBl. I Nr. 34 S. 369); „Probleme der Rechts­
anwendung zu § 338 Abs. 3 ZGB (Ausgleichszahlung bei Gesund­
heitsschäden)“, OG-Informatlonen 1983, Nr. 6, S. 57 ff.

6 Unzutreffend ist die Darstellung von H. Grieger/H.-J. Jäger (a. a. 
O.), daß im Anleitungsmaterial der Staatlichen Versicherung 
vom' 1. Dezember 1985 die erhebliche Beeinträchtigung des Wohl­
befindens mit „starken Schmerzen und Depressionen“ definiert 
wird. Vielmehr geben wir eine Vielzahl zu beachtender Aspekte 
neben dem Schmerz an, wie Grad von Entstellungen, Verlust 
von Gliedmaßen oder Sinnesorganen, Funktionsbeeinträchtigung 
von Organen oder Körperteilen, psychische Auswirkungen der 
Verletzungsfolgen (Depressionen, Hemmungen, Konzentrations­
schwäche, Angst u. ä.), individuelle Folgen wie Abbruch der 
Partnerbeziehungen und Ehescheidung, Störungen in der Intim­
sphäre, Behinderungen bei der Nahrungsaufnahme, Bettlägerig- 
keit, Pflegebedürftigkeit und nachhaltige Unbequemlichkeiten 
durch Tragen von Verbänden oder ständige Medikamentenein­
nahme.

7 Vgl. hierzu auch E. Wolf, Ausgleichszahlungen bei Gesundheits­
schäden gemäß § 338 Abs. 3 ZGB, Diss. A, Jena 1987 (insbes. die im 
Anlagenband angeführten Urteile).


